
A 168 Deutsches Ärzteblatt | Jg. 123 | Heft 3 | 6. Februar 2026

Wissenschaft und Macht

Verletzliche Freiheit 
Medizinische Forschung wird zunehmend von politischen Strömungen 
angezweifelt oder sogar eingeschränkt. Forschungsgemeinschaft, 
Ethikrat und Ethikkommissionen mahnen zu Wachsamkeit. 

Text | Dr. med. Eva Richter-Kuhlmann

H ier Erkenntnissuche, dort Mehrheitssuche: Das Ver-
hältnis zwischen Wissenschaft und Politik ist von Na-

tur aus fragil, allein schon aufgrund ihrer unterschiedli-
chen Logiken. Doch die Verschärfung der Spannungen, 
wie sie momentan viele Forschende erleben, hat eine 
neue beziehungsweise hierzulande seit Jahrzehnten nicht 
mehr bekannte Qualität. Wissenschaft werde zunehmend 
politisiert, Wissenschaftsfreiheit sei keine Selbstverständ-
lichkeit mehr, bestätigten auch viele Forschende beim 
Neujahrsempfang der Deutschen Forschungsgemein-
schaft (DFG) Mitte Januar in Berlin. 

Für die DFG sind dass keine abstrakten Klagen, son-
dern Ausdruck einer realen Bedrohungslage. Die Wissen-
schaft sei längst ins Spannungsfeld geopolitischer Strate-
gien geraten, und zwar weit über klassisch sensible 
 Bereiche wie Energie, Biotechnologie, Künstliche Intelli-
genz oder Quantenforschung hinaus, analysierte DFG-
Präsidentin Prof. Dr. med. Katja Becker zu Beginn des 
neuen Jahres. Vermeintlich sicheres Recht könne sehr 
schnell verloren gehen. Wissenschaft, Politik und Gesell-
schaft in Deutschland müssten deshalb mehr denn je 
 füreinander einstehen – und zwar explizit auch für die 
Wissenschaftsfreiheit, mahnte die Medizinerin.

Mit ihrer Neujahrsrede zeichnete die DFG-Präsidentin 
ein Bild der strategischen Leitlinien für das Jahr 2026 – 
und darüber hinaus. Es gelte, sich europäisch stark zu 
 vernetzen und ein Gleichgewicht zu finden zwischen 
 Offenheit und Schutz sowie zwischen wissenschaftlicher 
Freiheit und wachsenden Sicherheitsdenken. „Als DFG 
übernehmen wir Verantwortung für eine ausgewogene 
Balance zwischen Sicherheit und Freiheit – im Sinne der 
Wissenschaft und für die Errungenschaften unseres Wis-
senschaftssystems in Deutschland insgesamt“, erklärte sie. 

Für eine stärkere Resilienz der Wissenschaft engagiert 
sich die DFG bereits. Seit 2014 betreibt sie gemeinsam 
mit der Leopoldina einen Gemeinsamen Ausschuss zum 
Umgang mit sicherheitsrelevanter Forschung. Aus die-
sem sind mittlerweile Kommissionen für Ethik in der 
 Forschung an rund 120 Einrichtungen hervorgegangen, 
die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in sicher-
heitsrelevanten Fragen unterstützen. 

Becker würdigte zudem die 
jüngste Einigung bezüglich einer 
Stärkung der Forschungssicher-
heit und lobte den „starken Schul-
terschluss zwischen Wissen-
schaft, Politik und Sicherheits -
behörden“, der in Deutschland 
existiere. Kurz vor Weihnachten 
hatten sich die Allianz der Wis-
senschaftsorganisationen, zu der 
die DFG gehört, mit dem Bundes-
forschungsministerium und den 
Wissenschaftsministerien der 
Länder auf Eckpunkte zur For-
schungssicherheit und zu einer 
Nationalen Plattform für For-
schungssicherheit verständigt. 
Deren Aufbau hatte der Wissen-
schaftsrat im Sommer 2025 emp-
fohlen. 

Mehr Forschungssicherheit
Die Einrichtung einer solchen 
nationalen Plattform für For-
schungssicherheit leiste gleich-
zeitig einen wesentlichen Beitrag 
zum Schutz der Wissenschafts-
freiheit, betonte die DFG-Präsi-
dentin. Denn es gehe nicht allein 
darum, wie Sicherheit effizient 
organisiert werden könne, son-
dern auch darum, welche Folgen 
diese Neujustierung und ein Pri-
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mat der Sicherheit für Wissen-
schaft, Gesellschaft und Demo-
kratie habe, erklärte Becker. 

Welche Auswirkungen verän-
derte politische Rahmenbedin-
gungen auf die Forschung haben 
können, ist derzeit eindrucksvoll 
in den USA zu sehen. Wissen-
schaftsfreiheit und akademische 
Unabhängigkeit werden in einem 
bislang unvorstellbaren Ausmaß 
aus politischem Kalkül beschnit-
ten. Becker prangerte dies bereits 
auf der DFG-Jahrestagung im 
letzten Sommer an. Die gezielte 
Streichung von Schlüsselbegrif-
fen, willkürliche Förderstopps 
und die Abschottung des Wissen-
schaftssystems dienten der 
Machtausübung, sagte sie. Die 
Folge sei eine zunehmende Isola-
tion eines einst weltweit führen-
den Forschungssystems. Beson-
ders gravierend seien der Ärztin 
zufolge die Folgen in der Infek -
tionsforschung: Eingeschränkter 
Zugang zu Datenbanken, Reise-
beschränkungen, Publikations-
hindernisse, die Zerschlagung 
globaler Netzwerke und der Ab-
bruch von Kooperationen – etwa 
in Afrika – gefährdeten nicht nur 
den wissenschaftlichen Fort-
schritt, sondern hätten konkrete 
humanitäre Konsequenzen. 

Deutsche Forschende sind 
 davon auch betroffen, wenn-
gleich meist nicht unmittelbar. 
„In Deutschland haben wir 
zum Glück weiterhin sehr gute 
Voraussetzungen“, so Becker. 
Neben der grundgesetzlich ge-
schützten Wissenschaftsfreiheit 
sei auch das Vertrauen der Ge-
sellschaft in Wissenschaft und 
Forschung nach wie vor groß und 
auch die Politik baue auf die 
 Innovationskraft wissenschaft -
licher Erkenntnisse. Doch: „Auch 
hierzulande verzeichnen wir lei-
der eine zunehmende Wissen-
schaftsfeindlichkeit“, so die DFG-
Präsidentin. Kolleginnen und 
Kollegen aller Fachgebiete sowie 
Mitglieder der DFG berichteten 
davon. „Die Klima- und die Bio-
diversitätsforschung sind ebenso 
betroffen wie viele Geistes-, 
 Sozial- und Kulturwissenschaften 
und selbst die Medizin.“ 

Kongresse und Tagungen zei-
gen: Das Thema „Wissen und 

Macht – Wissenschaft in Politik und Gesellschaft“ trifft 
den Nerv von vielen Forschenden. Der Deutsche Ethikrat 
wählte es im Oktober 2025 für seine öffentliche Herbst -
tagung in Heidelberg – und erntete großen Zuspruch. Der 
„Academic Freedom Index“ zeige eine globale Einschrän-
kung der Wissenschaftsfreiheit, erklärte Prof. Dr. med. 
Eva Winkler, stellvertretende Vorsitzende des Deutschen 
Ethikrates. Auch in Deutschland sei diese rückläufig. 
 Zudem sei auch hierzulande eine Zunahme der Wissen-
schaftsfeindlichkeit sichtbar. „Dies ist ein Signal“, mahnte 
die Oberärztin am Nationalen Centrum für Tumorerkran-
kungen in Heidelberg. 

Die Ärztin und Wissenschaftlerin verwies auf ein 
grundlegendes Missverständnis: „Viele wünschen sich, 
Wissenschaft möge nicht nur Erkenntnisse, sondern auch 
unbezweifelbare Problemlösungen liefern.“ Dieser Erwar-
tung stehe jedoch das Selbstverständnis der Wissenschaft 
entgegen, offen für Unsicherheiten, Widersprüche und 
Revisionen zu bleiben. „Wissenschaft ist für demokrati-
sche Gesellschaften unverzichtbar – jedoch nicht als poli-
tische Macht, sondern als Quelle abgesicherten Wissens“, 
so Winkler. Leider gerate diese Rolle zunehmend unter 
Druck.

Besonders sensibel ist das Spannungsfeld zwischen 
Wissenschaft und Politik in der medizinischen For-
schung. Der Arbeitskreis Medizinischer Ethik-Kommis-
sionen (AKEK) thematisierte dies auf seiner Jahrestagung 
im November 2025. Dabei herrschte Einigkeit darüber, 
dass ethische Leitlinien in der medizinischen Forschung 
unverzichtbar sind – zugleich aber ständig überprüft und 
verteidigt werden müssen. „Ethische Richtlinien sind 
 keine statischen Gebilde“, sagte Prof. Dr. med. Georg 
Schmidt, Vorsitzender des AKEK. Sie müssten sich „im 

Spannungsfeld zwischen wissenschaftlichem Fortschritt, 
technologischem Wandel und den berechtigten Erwar-
tungen der Gesellschaft an Sicherheit, Transparenz und 
ethische Integrität immer wieder neu bewähren“. 

Fragile ethische Grundsätze
Zugleich machte Schmidt deutlich, wie verletzlich diese 
ethischen Standards seien. Leitlinien wie die Deklaratio-
nen von Helsinki und Taipei seien „weiches Recht“: „Sie 
werden vom Weltärztebund herausgegeben und haben 
keine eigene Durchsetzungsmacht. Sie leben von ihrer 
moralischen Autorität und der breiten internationalen 
Zustimmung“, erläuterte er dem Deutschen Ärzteblatt. 
Und dieser Konsens könnte brüchig werden. „Das sehen 
wir gerade in den USA, wo eine Regierung ethische 
Grundsätze ignorieren oder politisch umdeuten kann. 
Das ist keine theoretische Annahme mehr, sondern eine 

„Die Wissenschaft ist längst ins Spannungsfeld 
geopolitischer Strategien geraten.“

Katja Becker, Präsidentin der Deutschen Forschungsgemeinschaft
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Wörter und Begriffe 
 gelten der Medienorgani-
sation PEN America zufol-
ge in US-Förderanträgen 
als problematisch und 

verunsichern Forschende.
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aktuelle Erfahrung“, warnte der Arzt. „Selbst die besten 
Deklarationen helfen wenig, wenn staatliche Stellen sich 
nicht mehr an sie gebunden fühlen.“

Vor diesem Hintergrund verwies Schmidt auf die Be-
deutung einer institutionellen Unabhängigkeit von Ethik-
kommissionen in der medizinischen Forschung. Kommis-
sionen, die direkt an staatliche Behörden angebunden 
 seien, könnten sich politischem Druck im Ernstfall kaum 
entziehen und auch nicht frei kommunizieren, warnte er. 
Dagegen böten Kommissionen an Ärztekammern oder 
Universitäten zumindest die Möglichkeit, Eingriffe öffent-

lich zu machen und politischen Zugriff zu erschweren. 
„Das garantiert keinen Erfolg, aber es schafft einen Raum, 
in dem Widerspruch überhaupt noch artikuliert werden 
kann.“

Schmidt kritisierte in diesem Zusammenhang noch-
mals die neue Spezialisierte Ethikkommission, die beim 
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
(BfArM) angesiedelt ist und Mitte 2025 ihre Arbeit auf-
nahm. Sie sei strukturell Teil einer staatlichen Behörde 
und stehe damit in einem Spannungsverhältnis zur 
 Deklaration von Helsinki, die ausdrücklich eine unabhän-
gige ethische Prüfung von medizinischer Forschung for-
dere. Zwar sehe man bislang keinen politischen Einfluss 
und die Zusammenarbeit verlaufe konstruktiv, betonte 
Schmidt. Doch im Kern bleibe das strukturelle Problem 
bestehen: „Eine Ethikkommission, die organisatorisch in 
eine staatliche Behörde eingebunden ist, hat im Konflikt-
fall keinen wirksamen Schutz vor politischem Zugriff.“ 
Ohne strukturelle Unabhängigkeit blieben die Hand-
lungsspielräume begrenzt – unabhängig von Größe oder 
interdisziplinärer Besetzung.

Wie wichtig die Attribute „Unabhängigkeit und Inter-
disziplinarität“ im Spannungsfeld von Wissenschaft und 
Politik sind, hob Prof. Dr. med. Helge Braun (CDU), Präsi-
dent der Universität zu Lübeck und ehemaliger Chef des 
Bundeskanzleramts, bei der Ethikrat-Jahrestagung her-
vor. Die Rolle von unabhängigen und legitimierten 
 Gremien müsste gestärkt werden, da in ihnen Meinungen 
von verschiedenen Expertinnen und Experten abgewo-

gen würden und Einzelmeinun-
gen in den Hintergrund treten 
würden, forderte der Mediziner. 
Nach seiner langjährigen Erfah-
rung in Politik und Wissenschaft 
erreichten zudem interdiszipli-
näre Beratungsteams oftmals ei-
nen besseren wissenschaftlichen 
sowie auch politischen Reifegrad 
ihrer Empfehlungen, sagte er. 
 Eigentlich sei die Zusammenar-
beit von Politik und Wissenschaft 
für beide Seiten eine „Zumu-
tung“, sagte er. Daher brauche es 
hohe Standards für die wissen-
schaftliche Beratung der Politik. 

Unabhängigkeit als Wert
Den direkten Auftrag, Politik und 
Gesellschaft auf der Grundlage 
des wissenschaftlichen Erkennt-
nisstandes zu beraten und evi-
denzbasierte Handlungsoptio-
nen in die öffentliche Debatte 
einzubringen, hat die Nationale 
Akademie der Wissenschaf-
ten Leopoldina. Einen besonders 
hohen Wert habe die Unabhän-
gigkeit, betont Prof. Dr. Bettina 
Rockenbach, Präsidentin der 
Leopoldina. „Um einen kon-
struktiven Austausch zu ermög -
lichen, erarbeiten wir unsere 
Stellungnahmen unabhängig von 
politischen und wirtschaftlichen 
Einzelinteressen und orientieren 
uns mit unseren Gesprächsan -
geboten am politischen Wissens-
bedarf“, erläuterte sie bei der Ta-
gung des Deutschen Ethikrates. 

Die Debatten, die derzeit vie-
lerorts geführt werden, zeigen: 
Das Verhältnis von Wissen-
schaft, medizinischer Ethik und 
Politik ist ein permanenter Aus-
handlungsprozess. Und mögli-
cherweise könnte der in diesem 
Jahr noch an Bedeutung gewin-
nen. Einerseits sei wissenschaft -
liche Expertise in der Politik 
 unverzichtbar, sagte der Vorsit-
zende des Deutschen Ethikrates, 
Prof. Dr. jur. Helmut Frister. 
 Andererseits werde Forschung 
zunehmend von politischen Strö-
mungen angezweifelt, teilweise 
diskreditiert oder sogar einge-
schränkt. Frister mahnt: „Die 
 Herausforderungen drängen. Wir 
brauchen den Mut, Wissenschaft 
und Politik gemeinsam neu zu 
denken.“ ■

„Auch in Deutschland ist eine 
 Zunahme der Wissenschaftsfeind-
lichkeit sichtbar. Dies ist ein Signal.“

Eva Winkler, stellvertretende Vorsitzende des Deutschen Ethikrates 
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„Selbst die besten Deklarationen helfen 
 wenig, wenn staatliche Stellen sich nicht 
mehr an sie gebunden fühlen.“

Georg Schmidt, Vorsitzender des Arbeitskreises der Medizinischen Ethikkommissionen
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